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folgung anders behandeln wollte, MaBnahmen,
die der politschen Verfolgung gedient haben,
sind damit per se keine entschadigungslosen
Entergnungen 1.5. von § 1 | lit. a VermG

Die Geltungsbereiche von Strafrechtlichem und
Verwaltungsrechtlichem  Rehabiliterungsge-
setz unterscheiden sich jedoch in emem we-
senthchen Punkt. Als mit fragenden Grundsat-
zen enes Rechtsstaats schlechthin unvereinbar
behandelt § 1 I'VwRehal mcht nur MaBnahmen
der politischen Verfolgung, sondern auch Will-
kilrakie im Einzelfall (§ 1 1l, 2 Alt. VwRehaG).
Diese unterscheiden sich von MaBnahmen der
politischen Verfolgung grundsitzlich dadurch
dass sie an sich micht gegen emne Person ge-
richtet waren Sie bilden im Regelfall auch kein
Biindel von Unrechtsakten, das demgegeniber
fir mine gegen Personen gerchtete politische
Verfolgung charaktenstisch ist. Besteht der
Willkurakt in einer Viermigensschadigung, ist
er typologisch auch ledighch auf den Vermd-
gensentzug gerichtet. Dies stimmt im Grund-
satz mit dem Unrechtsgehalt uberein, der nach
standiger Rechtsprechung des BVerw( fiir gine
entschadigungslose Enteignung charakieris-
tisch ist und nicht nur in der Entschadigungslo-
sigkert des Vermagensverlustes, sondern auch
In seiner diskriminierenden Wirkung besteht.®@
Aus diesen systematischen Zusammenhangen
ergibt sich fur die Besbommung des Begriffs der
entschdigungslosen Enteignung 1.5 von § 11
lit. a Verm@, dass darunter jeder in der Rechis-
wirklichkeit von SEZ und DDR fiir den Eigen-
tiimer greifbar zum Ausdruck kommende Ver-
mogensveriust, der zu seiner endgiiltigen und
vollstindigen Verdrangung gefiihrt und keine
MaBnahme der politischen Verfolgung i S von
&§11Nr 1 StritehaG oder § 111 1 Alt. VwRehaG
dargestelit hat. Genau dies ment auch der
7 Senat des BVerw, wenn er von getrennten
Sach- und Mormbereichen von Vermdgens-
gesetz und Rehabiliterungsgesetzen ausgeht
und diese einerseits mit objektbezogenen und
andererseits mit personenbezogenen Vermi-
gensschadigungen umschreibt*

Damit bleibt der Frage nachzugehen ob sich
der Begnff der entschidigungslosen Enteig

nung 1.5. von § 1 | lit. a VermG auch aufgrund
der vom 3. Senat des BVerwG verwandten Ab-
grenzungsformel im Einklang mit den gesetz-
lichen Viorgaben bestimmen lieBe Danach stellt
ene Enteignung jede m der Rechtswirklichkeit
von SBZ und DDR zum Ausdruck kommen

de endgiiltige Eigentumsschadigung dar, und
zwar selbst dann, wenn sie eine politische Ver-
folgung dargestellt hat, sofem diese nach der
Motivationslage der kommunistischen Macht-
haber primdr der Eigentumsumverteilung ge

dient hat. Die Priortat dieser Motivationslage
wird dabes anhand kemner nachvoliziehbaren
Kriterien bestimmit.

Um es kurz zu machen Weder der Begriff der
politischen Verfolgung in § 1 1 Nr 1 SirRehaG
und i § 1 1I, 1 Alt VwRehaG noch der Begriff
der entschédigungslosen Enteignung geben fiir

Wasmuth, Verm dgensschadigungen und Kreisverweisungen der sog Bodenreform

eme derartige Bestimmung des Anwendungs-
bereichs des Vermigensgesetzes etwas her Die
gegeniber der Rechtsprechung des 7 Senats
des BVerwG durch den 3 Senat des BVerwG
mafBgeblich abgewandelte Abgrenzungsformel
filbrt vielmehr allein dazu, dass schwerste For-
men der kommunistischen Verfolgungspraxis,
die ihrerseits regelmafig auf die Existenzver-
nichtung der Betroffenen abzielten, allein auwf-
grund einer auBerdem bestehenden Motiva-
tionslage der kommunistischen Machthaber
als deutlich wemger schwenwiegendes Unrecht
behandelt werden Der Zweck der Rehabilitie-
rungsgesetze, Opfer der politischen Verfolgung
zu rehabilitieren wird so allein aufgrund ener
weiteren, ideclogisch ausgeschiachteten und
vornehmlich der Machterhaltung und -siche-
rung dienenden Motivationslage stalinistisch
gepragter Kommumisten® ausgehebelt, ohne
dass eine solche Ausgrenzung in den Rehabi
htierungsgesetzen angelegt worden wére Dies
belegt auch der Umstand, dass das DDR-Re-
gime gezielt die Strafjustiz dazu missbraucht
hat, aufgrund der Wirtschaftsstrafgesetzge-
bung weitere Telle der Wirtschaft zu verstaat-
lichen,™ ohne dass das Strafrechtiche Reha-
bilitierungsgesetz den geringsten Anhaltspunkt
dafiir bereithélt, wegen dieser Motivation des
kommunistischen Staates sel eine Rehabilitis-
rung zu versagen Daher st es grob sachwidrig,
die Rechislage anders zu beurteilen, wenn sich
die Verfolgung nicht auf straf-, sondem auf ver
waltungsrechilicher Grundlage ereignet hat.
Auf die subjektive Motivationslage des Ver-
folgerstaates hat zwar die alte asylrechiliche
Rechtsprechung des BVerwG™® zur Bestim
mung einer politischen Verfolgung abgestellt,
ohne dabei aber jemals gine sich daraus erge-
bende politische Verfolgung zu vemeingn, wenn
der Verfolgerstaat damit noch eine weitere Mo
tivation verfolgt hat. Schon deshalb gibt nicht
ginmal diese Rechtsprechung emen Anlass,
eine schwerwiegende Akfion der politischen
Vierfolgung aufgrund einer weiter festgesteliten
subjektiven Motvationslage zu einer bloBen
entschadigungslosen Enteignung und damit in
eine minder schwere Unrechiskategorie einzu
stufen Damit wird kommurstisches Unrecht
lediglich verharmlost und nicht als das wahr-
genommen und rechtsstaatlich aufgearbeitet,
was es fatséchlich und auch nach Auffassung
des 3 Senats des BVerwG war Dies gilt erst
recht, weil das BVerfG*" dieser alten Recht-
sprechung des BVerwG niemals gefolgt 1st und
statt dessen allein auf die objektiven Umstande
der Verfolgung abstellt. Danach sind nicht die
Grunde oder Motve der Verfolger entschei
dend Abzustellen ist vielmehr allen auf die
Unrechtsqualitdt der VerfolgungsmaBnahmen
Dieser Rechtsprechung des BVerfG folgt die
asylrechtliche Rechtsprechung des BVerwG™
seit langem, weil es bereits im Ansatz verfehit
15, eine sich aus den Umstinden objektiv erge-
bende politsche Verfolgung deshalb zu verner-
nen weil ausgerechnet der Verfolgerstaat die-

se durch verharmiosende Motive in Abrede zu
stellen sucht. Dann aber st es auch aufgrund
dieser Zusammenhange nicht vertretbar, wenn
der 3 Senat des BVerwG eine festgestelite poli-
tische Verfolgung durch die sog. Bodenreform
ledighch als entschadigungslose Enteignungen
und damit als wesentlich geringeres Unrecht
aufzuarbeiten sucht

¢l Gesetzesmaterialien
Der 3. Senat des BVerw( hat sich zur Begriin-
dung seiner Rechtsprechung allerdings auf die
Begrundung der Bundesregierung zum Zweiten
Unrechtsberaingungsgesetz berufen, ™ die zur
Erduterung der Entwurisfassung von § 113
VwhehaG u a darlegt, damit sollten .die ent-
schédigungslosen Enteignungen im  Bereich
der Industrie zugunsten der Lander der ehe-
maligen SBZ bzw im Rahmen der sogenannten
demokratischen Bodenreform™ aus dem An-
wendungsbereich auch des Verwaltungsrechtli-
chen Rehabilitierungsgesetzes ausgeschlossen
werden *" Aber auch diese Aussage bezieht
sich ausdricklich nicht auf verfolgungsbeding
te Vermogensemaiehungen, sondern allein auf
entschadigungslose Enteignungen, die es als
reine Willkiirakte im Rahmen dieser Aktionen
ebenfalls gegeben hat

d} Primarer Zweck des Klassenkamples

Und schlieBlich Sowohl aufgrund der Rege-
lungen in den Bodenreformverordnungen als
auch aufgrund der damit verfolgten und weit-
hin propagierten Zwecke der Bodenreform”
spricht rein gar nichts fiir die Annahme, dass
diese primér auf ene Bodenumvertelung ge
rchtet war Primdrer Zweck war allein der
Scharfste Klassenkampf” gegen die , feudalen
Junkerlichen GroBgrundbesitzer”, die ,Bastion
der Reaktion und des Faschismus® und die
Hauptguellen der Aggression und der Erobe-
rungskriege® Dervom 3 Senat des BVerws als
primér eingestufte Zweck der Bodenvertzilung
erklart mcht einmal 1m Ansatz, dass den Be
troffenen micht jedenfalls ein Resthof belassen
wurde, dass ihnen auch die micht betnebliche
Habe einschlieBlich der Kunstwerke oder der
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Enteugnungen ¤,S. von § 1 I lit, a Var:
' vennmanngevechtuacnem Ranabnn
behandelt § 1 II VwvI¤ehaG nucht nur I-PI
Verfolgung charalcmerustxsch ist. B1
1•'•'iIII<¤JraI<I In einer 'tfenniigensscnäu
er tk‘D¤logiscI'I auch ledirgluch auf d-
\ 1 etändwger nacmsprachung des Even,
« ; entscnädigungslosen Enieugruung LS
1 Q nn; a verrnca, dass uarunter jeder In d.
^“···* tümer graamar zum Ausurucm Komn
rnflgeansvnarlmnst, der zu seiner endgü
§1 llur 1 $h*FIeha«G0der§1I-I 1 Akt.
und diese einersehts rrilt obpektbezué
andererseits rn?!' personwenbezogene
nung LS. von § 1 I lit. a \lern1|S auch
eune Entergnung 12116 nn der Fleezhtsvv
de end'güIti•;l•¥- Eüllerrtunusschadigung
fclgung dargestellt hat, saufen: cluese
naher prurruär der Efgenuarnsunverlze
‘ und nn § 1 II, 1 Arm \IwvFtehaE noch ¤
| der .„„„„„ä„„„„„„gS„„S9„ E„„Eig„„„g.




